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Einleitung: 
Entwurf eines Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes von 2000 

Bei Abschluss des Manuskripts zu diesem Buch im Sommer 1997 war es still ge-
worden um den Reformentwurf  von 1992. Die bis Mitte der neunziger Jahre recht 
lebhaft und kontrovers geführte rechtswissenschaftliche Diskussion um die Reform-
bemühungen im Schuldrecht verebbte und der Entwurf verschwand in den Schub-
laden des Bundesjustizministeriums, ohne Gegenstand eines Gesetzgebungsverfah-
rens gewesen zu sein. In diesen Schubladen blieb der Reformentwurf  freilich nicht 
lange, denn mit dem ersten Entwurf eines Gesetzes zur Schuldrechtsmodernisie-
rung, den das Bundesjustizministerium im August 2000 der Öffentlichkeit  vorlegte, 
ist er wieder, in weiten Teilen unversehrt, ans Tageslicht gelangt und erneut ins Zen-
trum der zivilrechtswissenschaftlichen und rechtspolitischen Diskussion gerückt. 
Als Anlass zur Wiederaufnahme seiner umfassenden Reformbemühungen im 
Schuldrecht dient dem Bundesjustizministerium die Umsetzung der Richtlinie 
1999/44/EG zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs  und der Garantien 
für Verbraucher, die bis zum 1.1.2002 abgeschlossen sein muss. Das Schuldrechts-
modernisierungsgesetz als der gewaltige Rahmen, der dem recht begrenzten Vorha-
ben einer europäischen Harmonisierung der Verbraucherrechte in nicht nachvoll-
ziehbarer Weise übergestülpt wurde, teilt dessen Zeitplan: Es soll am 1.1.2002 in 
Kraft treten. Zu hoffen  bleibt, dass die vielfältigen Ergebnisse der Diskussion um 
den Entwurf von 1992 nicht ignoriert werden, sondern Eingang in die aktuellen 
Überlegungen zur Neugestaltung des Schuldrechts finden. 

Bislang ist dies kaum geschehen. Die zentralen Vorschriften zur Befreiung von 
der Schuld, zu Rücktritt und Schadensersatz, die der Reformentwurf  von 1992 für 
das allgemeine Schuldrecht vorschlug, sind wortgleich oder nur geringfügig umfor-
muliert in den Entwurf zur Schuldrechtsmodernisierung übernommen worden. Die 
entsprechenden Ausführungen in diesem Buch haben deshalb uneingeschränkte 
Gültigkeit auch für das aktuelle Reformvorhaben des Bundesjustizministeriums. 

Zur Orientierung des Lesers sei eine kurze Synopse des Reformentwurfs  von 1992 
und des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes von 2000 dem Buch vorangestellt. 

Reformentwurf1992  Entwurf  des  Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes  von 
August  2000 

§ 241 Abs. Π unverändert 
§ 275 unverändert bis auf die Anpassung der Paragraphenzahlen 

in der Verweisung des S. 2 
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§ 279 unverändert 
§ 280 unverändert bis auf die Anpassung der Paragraphenzahlen 

in der Verweisung des Abs. I I 
§ 281 inhaltlich unverändert, lediglich Änderung in der Formu-

lierung 
§283 jetzt §282 

Abs.I S. 1 Satz 1 ist inhaltlich unverändert, lediglich leichte Ände-
rung der Formulierung 

Abs.I S.2 Satz 2 des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes ist neu 
und ersetzt den Satz 2 des Reformentwurfs 

Abs. I I inhaltlich unverändert, lediglich leichte Änderung der 
Formulierung 

Abs. ΙΠ unverändert 
Abs. IV Satz 1 ist inhaltlich leicht verändert worden. Satz 2 und 3 

des Reformentwurfs  fallen weg 
§ 284 der Verzug ist nun in § 283 geregelt 

Abs. I unverändert bis auf die Herausnahme der Alt. „Bestim-
mung einer Frist" in Satz 2 

Abs. I I unverändert übernommen wurde Satz 1, neu ist Satz 2 
Abs. ΠΙ unverändert übernommen als Abs. IV, neu ist die Einfü-

gung des Abs. I I I 
§ 286 weggefallen 
§ 287 unverändert übernommen als § 284 
§ 305 I I unverändert übernommen als § 3051 S. 2 
§ 306 unverändert übernommen als § 307 
§ 307 unverändert übernommen als § 308 
§323 

Abs. I Satz 1 ist inhaltlich unverändert, lediglich leichte Ände-
rung der Formulierung. Satz 2 und 3 sind inhaltlich unver-
ändert übernommen worden, durch die Einfügung eines 
neuen Satz 2 jedoch nun Satz 3 und 4. 

Abs. I I Satz 1 ist bis auf die Ersetzung der „Bestimmung einer 
Frist" durch „Aufforderung"  unverändert übernommen 
worden, neu hinzugefügt wurde Satz 1 Nr. 4 und Satz 2 

Abs. ΠΙ unverändert übernommen wurden Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 4, in 
Nr. 3 wurde die zweite Alt. Neu eingefügt 

Abs. IV unverändert übernommen 
Abs. V weggefallen 

§ 324 inhaltlich und sprachlich geändert 
§ 327 unverändert übernommen als § 325 



§ 1 Einführung 

I. Reform des Leistungsstörungsrechts 

Jede Reformbemühung im Schuldrecht muß sich zunächst ihrer Grundlagen im 
allgemeinen Recht der Leistungsstörung und deren Neuordnung vergewissern. Na-
hezu alle Bereiche des Schuldrechts nehmen durch Überschneidungen, Verweisun-
gen oder einzelne Tatbestandsvoraussetzungen an den Grundfragen der Leistungs-
befreiung, Voraussetzungen sowie Umfang einer Haftung und Vertragsaufhebung 
teil. Im Regelungskonzept des Kommissionsentwurfes zur Überarbeitung des 
Schuldrechts1, das die Haftung des Verkäufers und Werkunternehmers in das allge-
meine Leistungsstörungsrecht einfügt, wird diese Verflechtung in besonders ausge-
prägter Weise aktuell. Schnittstellen, Abstimmungsprobleme und die Vereinigung 
verschiedener Sachprobleme unter allgemeinen Lösungen häufen sich durch diese 
Verschmelzung; auch andere besondere Vertragstypen und Sonderregeln müssen mit 
diesem neuen Kernstück harmonieren. Für die Bewältigung zahlreicher elementarer 
wie auch spezieller schuldrechtlicher Fragen stößt man deshalb schnell auf das dog-
matische Urgestein, nämlich die Regeln für Leistungsstörungen2, denen bei einer 
Neukodifikation des Schuldrechts auf diese Weise zentrale Bedeutung zukommt. 

Das Leistungsstörungsrecht des BGB ist, wie die nähere Betrachtung zeigt, in 
Wahrheit viel besser als sein Ruf. Die Fülle der vorhandenen Streitfragen und The-
sen ist wohl weniger dem Leistungsstörungsrecht anzulasten, als der dieses oft miß-
verstehenden Theorie und Praxis, die es mit der Figur der pFV überwuchert hat. Der 
Nachteil des Leistungsstörungsrechts ist nicht es selbst, sondern seine überkomme-
ne Interpretation, die sich immer weiter verfestigt hat. Eines der zentralen Mißver-
ständnisse, das vom Inkrafttreten des BGB an bis hin zum Kommissionsentwurf das 
allgemeine Leistungsstörungsrecht als gesetzestechnisch mißglückt, lückenhaft und 
fragwürdig erscheinen läßt, ist die Stellung von Unmöglichkeit und Verzug im Re-
gelungszusammenhang der §§ 275 ff.  BGB. 

Dem allgemeinen Schuldrecht des BGB liegt das Prinzip der allgemeinen Haf-
tung für jede schuldhafte Schutzpflichtverletzung zugrunde, wie es in §2241 seines 
ersten Entwurfes noch Ausdruck fand3. Diesem Prinzip der allgemeinen Haftung 
für Schutzpflichtverletzungen korrespondiert die Normierung spezieller Schutz-
pflichten bei den einzelnen vertraglichen Schuldverhältnissen des Besonderen 

1 Zu den Hintergründen dieses Reformentwurfs  sogleich unten III. 
2 Ausdruck von Schlechtriem, Schuldrechtsreform  S. 17. 
3 Dazu unten § 2 IV1 und ausführlich §11. 


